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Das Bundesverfassungsgericht im System des Europäischen Unionsrechts♦♦♦♦ 
 

Professor Dr. Martin Seidel 
Zentrum für Europäische Integrationsforschung an der Universität Bonn 

 
 

Einführung in die Thematik 
 
Das Bundesverfassungsgericht -  nicht aller Deutschen liebste Institution – sichert nicht nur 
als seine Hauptaufgabe die Geltung und Wahrung des Grundgesetzes durch alle staatlichen 
Organe. Im Zuge der Einbindung Deutschlands in den europäischen Integrationsprozess ist 
ihm zusätzlich die Rolle eines Wächters und in jüngster Zeit sogar eines Bollwerks gegen 
fehlerhafte Entwicklungen des europäischen Verfassungsprozesses zugewachsen. Es nimmt 
dabei mit Gelassenheit in Kauf, dass es mit dem Europäischen Gerichtshof in Konflikt gerät, 
für den die Unterordnung aller Gerichte der Mitgliedstaaten, einschließlich ihrer 
Verfassungsgerichtshöfe zu seinem Selbstverständnis zählt. Seine Rolle im System des 
gerichtlichen Rechtsschutzes der Europäischen Union zählt zu den leidenschaftlich kontrovers 
diskutierten Themen der Europarechtslehre und Europapolitik.  
 
 Anspruch der EU auf absoluten Vorrang ihrer Rechtsordnung 
 
Dem Gerichtshof der Europäischen Union obliegt die Wahrung und Sicherung des Rechts der 
Europäischen Union in den Mitgliedstaaten und dabei vor allem dessen einheitliche Geltung. 
Seit den sechziger Jahren des vorigen Jahrhunderts vertritt der Europäische Gerichtshof die 
Auffassung, dass bei einem Konflikt mit den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten das 
Europäische Unionsrecht (ehemals: „Gemeinschaftsrecht“) Vorrang vor jedwedem nationalen 
Recht, d.h. auch vor dem Verfassungsgerecht der Mitgliedstaaten habe. Die nationalen 
Gerichte, die das Recht der Europäischen Union – ihre Gründungs- und die Folgeverträge wie 
zum Beispiel den Vertrag von Lissabon, ihre Verordnungen,  die Richtlinien sowie ihre 
Entscheidungen und rechtsverbindlichen Beschlüsse - anzuwenden haben, dürften im Falle 
eines Konflikts das nationale Recht nicht anwenden. Der Anspruch der Europäischen Union 
auf Vorrang ihrer Rechtsordnung gehe so weit, dass  im Konfliktsfall auch die 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes Vorrang vor der Rechtsprechung nicht nur 
der unteren nationalen Gerichte, sondern auch vor der Rechtsprechung der obersten Gerichte 
der Mitgliedstaaten habe. Selbst die Verfassungsgerichtshöfe hätten sich dem Europäischen 
Gerichtshof widerspruchslos unterzuordnen.1 Sofern ein Gericht, auch ein Verfassungsgericht, 
seiner Verpflichtung zur Unterordnung nicht nachkäme, mache sich der Mitgliedstaat, der für 
Missachtungen des Europarechts durch seine Gerichte wie für Missachtungen des 
europäischen Rechts durch seine Verwaltungsbehörden, beispielsweise durch ein Finanzamt,  
europarechtlich hafte – so die Interpretation der Rechtslage durch die Kommission der 
Europäischen Union –  eines Verstoßes gegen vertragliches Unionsrecht, d.h. gegen 
                                                 
♦ Veröffentlicht (ohne Anmerkungen) in „Der Euro und die Schuldenkrise in Europa“ in DEUTSCLND & 
EUROPA, Zeitschrift für Gemeinschaftskunde, Geschichte, Deutsch, Geographie, Kunst und Wirtschaft der 
Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg, Heft 63–2012, S. 70-73  
 
1 Siehe grundlegend EuGH vom 15. Juli 1965 (Rechtssache 6/64, Costa gegen ENEL): „Aus (…) folgt, dass dem 
vom Vertrag geschaffenen, somit aus einer autonomen Rechtsquelle fließendem Recht wegen dieser seiner 
Eigenständigkeit keine wie immer gearteten innerstaatlichen Rechtsvorschriften vorgehen können, wenn ihm 
nicht sein Charakter als Gemeinschaftsrecht aberkannt und wenn nicht die Rechtsgrundlage der Gemeinschaft 
selbst in Frage gestellt wird,“ 
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Verfassungsrecht der Europäischen Union  schuldig. Die nationale Regierung und der 
nationale Gesetzgeber müssten – erforderlichenfalls durch eine Änderung der gerichtlichen 
Verfahrensordnung – gegen eine Rechtsprechung seiner Gerichte, die sich nicht subordiniere,  
mit den ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln einschreiten; ein Mitgliedstaat riskiere, falls 
er  nichts unternähme, eine Klage der Kommission vor dem Europäischen Gerichtshof wegen 
eines von ihm als Mitgliedstaat durch sein Gericht begangenem Rechtsverstoßes, die mit 
Sicherheit erfolgreich sein würde. Die  Europäische Union sei zwar – so die Kommentatoren 
und Verteidiger der Auffassung des Europäischen Gerichtshofes – ein Staatenbund und kein 
Bundesstaat. Wäre die Europäische Union ein Bundesstaat, würde – wie in Deutschland nach 
Artikel 21 des Grundgesetzes „Bundesrecht („breche“)  Landesrecht“ - der absolute Vorrang 
der Rechtsordnung der  Europäischen Union eine Selbstverständlichkeit. Die Europäische 
Union sei aber auch kein gewöhnlicher Staatenverband, der über keine übergeordnete 
Herrschafts- und Rechtsetzungsmacht verfüge, sondern weise mit einer beträchtlichen 
Rechtsetzungshoheit und administrativen  Befugnissen wie zum Beispiel der 
Wettbewerbsaufsicht über die Wirtschaft sowie die Subventions- und die Haushaltsaufsicht 
über die Mitgliedstaaten  bundesstaatsähnliche supranationale Ausprägungen auf.  Mit ihrer 
Zielsetzung, eine immer engere Union der Völker und Staaten Europas zu begründen, gestalte 
die Europäische Union ein Integrationsprogramm, das sie von den Funktionen klassischer 
Staatenverbände beträchtlich abhebe. Die Aufgaben, mit denen sie betraut sei, schlössen es 
aus, dass die Europäische Union bei der Ausübung der ihr übertragenen Rechtssetzungsmacht 
und administrativen Verwaltungshoheit auf den Vorrang ihrer Rechtsordnung vor dem Recht 
und der Verfassung der Mitgliedstaaten wie ein gewöhnlicher völkerrechtlicher Verbund  
souveräner Staaten verzichte. Auch der Vorrang ihrer gerichtlichen Rechtsprechung vor der 
nationalen gerichtlichen Rechtsprechung bis hin zu der Rechtsprechung der nationalen 
Verfassungsgerichtshöfe müsse uneingeschränkt gewährleistet sein, damit die Europäische 
Union ihre Aufgabe, sich als Integrationsmotor zu entfalten, erfüllen könne. Wären der 
Vorrang des Rechts der Europäischen Union und mit ihm die einheitliche Geltung ihrer 
Gesetze in allen Mitgliedstaaten nicht gewährleistet, wäre der Integrationsauftrag der 
Europäischen Union hinfällig. Der Vorrang des Rechts der Europäischen Union blockiere den 
Gesetzgeber der Mitgliedstaaten, indem er unionsrechtliche Regelungen davor schütze, dass  
sie durch Gesetzgebung der Mitgliedstaaten bei ihrer Anwendung in den Mitgliedstaaten 
behindert oder nachträglich aufgehoben würden. Ohne ihn stünde die Vielzahl der 
gesetzlichen Regelungen der Europäischen Union, wenn auch  nicht politisch, so doch 
jedenfalls verfassungsrechtlich,  zur Disposition jedes einzelnen nationalen Gesetzgebers. 
Zum Beispiel könnte eine unionsrechtliche Regelung des Zollrechts oder des Steuerrechts, 
wenn sie nicht durch die Überordnung des Rechts der Europäischen Union, die der Vorrang 
gewährleiste, geschützt wäre, von jedem Mitgliedstaat  - für seinen nationalen 
Geltungsbereich – beliebig aufgehoben oder geändert werden. Bedürfe eine unionsrechtliche 
Reglung des Steuerrechts oder des Zollrechts, aus welchen Gründen auch immer, einer 
Änderung oder der Aufhebung, seien das Europäische Parlament und der Rat als gemeinsamer 
Gesetzgeber der Europäischen Union gefordert. Allenfalls dann, wenn er vom 
Unionsgesetzgeber hierzu ermächtigt worden sei, dürfe sich der Gesetzgeber eines 
Mitgliedstaates über eine unionsrechtliche  Regelung hinwegsetzen, Mit dem Europäischen 
Gerichtshof vertreten daher neben allen Organen der Europäischen Union und der 
Europarechtslehre auch die Regierungen und Parlamente der Mitgliedstaaten – wenn auch  
nicht frei von jeglichen Vorbehalten  -  die Auffassung, dass der Zweck und die Funktion der 
europäischen Rechtsordnung grundsätzlich ihre Unantastbarkeit durch den nationalen 
Gesetzgeber erfordere. Die Festlegungen auf „gemeinsames Recht in Europa“, die von den 
Mitgliedstaaten  im Rahmen des Integrationsprozesses politisch mühsam erreicht würden, 
müssten dem autonomen Zugriff der Mitgliedstaaten entzogen sein und dürften nur durch den 
Unionsgesetzgeber geändert werden. Für den Vorrang ihres Rechts vor nationalem Recht, der 
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dem Verfassungsrecht der Europäischen Union zuzuordnen ist,  bräuchte letztlich weder die 
quasibundesstaatsähnliche Struktur noch das Vorrangprinzip des Bundesstaates in analoger 
Anwendung bemüht zu  werden.  Der unionsrechtliche  der Vorrang stütze sich darauf, dass  
die Rechts- und Verfassungsordnung der Europäischen Union ohne den Vorrang nicht die ihr 
zugedachte und obliegende Funktion erfüllen könnte, als unauflösbare Klammer des 
jeweiligen politisch erreichten Fortschrittes und Standes der Integration der Völker und 
Staaten zu wirken,  
 
Spannungsverhältnis zwischen dem EuGH und dem BVerfG 
 
Die Mitgliedstaaten der Europäschen Union haben als ihr Vertrags- und damit 
Verfassungsgeber den vom Europäischen Gerichtshof reklamierten Vorrang des Unionsrechts 
vor dem Recht der Mitgliedstaaten ungeachtet mehrerer Gelegenheiten bislang zu keiner Zeit  
in das vertragliche Unionsrecht übernommen. Auf keiner der Regierungskonferenzen der 
Vergangenheit (Paris 1951, Rom 1957, Luxemburg 1985, Maastricht 1991, Amsterdam 1985, 
Nizza 2000) stand die Aufnahme des Grundsatzes des Vorrangs des Unionsrechts in das 
vertragliche Unionsrecht (vormals: Gemeinschaftsrecht) auf der Tagesordnung. Erstmalig 
hatte der Vertrag „über eine Verfassung für Europa“, der in dem „Konvent für Europa“ 
erarbeitet und von den Regierungen gebilligt worden war, später aber als Folge des negativen 
Ausgangs der Referenden in Frankreich und in den Niederlanden scheiterte, die Verankerung 
des Vorrangprinzips im vertraglichen Unionsrecht vorgesehen.2 Obgleich die Mitgliedstaaten 
später auf der Konferenz von Lissabon bestrebt waren, die Regelungen des gescheiterten 
Verfassungsvertrages möglichst unverändert zu übernehmen, haben sie den betreffenden 
Artikel über den Vorrang des Unionsrechts  - der nach inoffiziellen Verlautbarungen auf eine 
Einhegung des Bundesverfassungsgerichts abzielte – nicht in den Vertrag von Lissabon 
übernommen, vielmehr in eine dem Vertrag von Lissabon angehängte Erklärung verschoben.3 
Erklärungen zu völkerrechtlichen bzw. unionsrechtlichen Änderungsverträgen dieser Art sind 
rechtlich nicht verbindlich, so dass das Vorrangprinzip auch nach dem Vertrag von Lissabon 
nur richterrechtliches Unionsrecht und nicht dem förmlichen Vertrags- und Verfassungsrecht 
der Europäischen Union zugehörig ist. 
 
 
Illegale Opposition oder Wahrnehmung einer legitimen Wächterrolle  
 
Das Bundesverfassungsgericht stellt den Vorrang der Rechtsordnung der Europäischen Union 
vor mitgliedstaatlichem Recht keineswegs schlechthin in Frage.  Es  bekennt sich auch 

                                                 
2 Artikel I-6 (Das Unionsrecht) Vertrag vom 29. Oktober 2004 über eine Verfassung für Europa: „Die 
Verfassung und das von den Organen der Union in Ausübung der der Union übertragenen Zuständigkeiten 
gesetzte Recht haben Vorrang vor dem recht der Mitgliedstaaten.“ 
 
3  17. Erklärung zum Vorrang,: „Die Konferenz weist darauf hin, dass die Verträge und das von der Union auf 
der Grundlage der Verträge gesetzte Recht im Einklang mit der ständigen Rechtsprechung des Gerichtshofes der 
Europäischen Union unter den in dieser Rechtssprechung festgelegten Bedingungen Vorrang vor dem Recht der 
Mitgliedsstaaten haben. Darüber hinaus hat die Konferenz beschlossen, dass das Gutachten des Juristischen 
Dienstes des Rates zum Vorrang in der Fassung des Dokuments 11197/07 (JUR 260) dieser Schlussakte 
beigefügt wird.“  Gutachten des Juristischen Dienstes des Rates vom 29 Juni 2007: „Nach der Rechtsprechung 
des Gerichtshofs ist der Vorrang des EG-Rechts einer der Grundpfeiler des Gemeinschaftsrechts. Dem 
Gerichtshof zufolge ergibt sich dieser Grundsatz aus der Besonderheit der Europäischen Gemeinschaft. Zum 
Zeitpunkt des ersten Urteiles im Rahmen dieser Rechtsprechung (Rechtssache 6/64, Costa gegen ENEL, 15 Juli 
1964) war dieser Vorrang im Vertrag nicht erwähnt. Dies ist auch heuet noch der Fall. Die Tatsache, dass der 
Grundsatz dieses Vorrangs nicht in den künftigen Vertrag aufgenommen wird. ändert nichts an seiner Existenz 
und an der bestehenden Rechtsprechung des Gerichtshofs.“ 
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unmissverständlich zu Europa und dessen Bestrebungen zur politischen und rechtlichen 
Einigung. Seine Einwendungen, die sich aus einer inzwischen zunehmend substantiierten 
Rechtsprechung ergeben, betreffen lediglich einige Aspekte der Entwicklung des 
Integrationsprozesses.  
 
 
Sicherung der Grundrechtsschutzes des deutschen Grundgesetzes 
 
Die einschlägigen Urteile des Bundesverfassungsgerichts aus den Anfangsjahren der 
europäischen Integration befassen sich mit dem Grundrechtsschutz der Europäischen Union. 
Sie bezwecken erklärtermaßen, den Standard des Grundrechtsschutzes, den das deutsche 
Grundgesetz gewährleistet, gegenüber einer Absenkung und Aushöhlung zu sichern, die 
durch die Entwicklung in Europa zu befürchten war. Der Vertrag über die Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft enthielt, obwohl sich die deutsche Delegation bei 
seiner Aushandlung um die Aufnahme von Grundrechten – vergeblich  - bemüht hatte,  keine 
Grundrechte, Da sich ferner der Europäische Gerichtshof zunächst nicht ersatzweise zur 
Anerkennung von Grundrechten durch Rechtsprechung bereit zu  zeigen schien, befürchtete 
nicht nur das Bundesverfassungsgericht, dass das sich zunehmend ausbreitende Europäische 
Gemeinschaftsrecht, wenn es kraft seines Vorrangs die deutschen Grundrechte verdrängen 
würde, sich in Deutschland in einem grundrechtsfreien Raum entfalten könnte. Ohne die 
verdrängten grundrechtlichen Garantien des Grundgesetzes gäbe es in Deutschland, das den 
Grundrechtsschutz sehr hochhielte, gegenüber dem europäischen Recht keinen 
möglicherweise erforderlich werdenden Grundrechtsschutz. Das Bundesverfassungsgericht 
entschied daher in seinem wegweisendem Beschluss aus dem Jahr 1974, der  als „Solange“ I 
– Entscheidung in die Geschichte eingegangen ist, dass es den Vorrang des europäischen 
Gemeinschaftsrechts für Deutschland nicht anerkennen könne, solange die Europäische 
Gemeinschaft keine den Grundrechten des Grundgesetzes gleichkommenden Grundrechte 
anerkenne.4 Angetrieben durch die vom Bundesverfassungsgericht für sich in Anspruch 
genommene Befugnis, notfalls einer gesetzlichen Maßnahme der Europäischen Union wegen 
eines Grundrechtsverstoßes in Deutschland die Geltung zu versagen, war der Europäische 
Gerichtshof, unterstützt durch die Kommission, erkennbar bemüht,  im Rahmen seiner 
richterlichen Spruchpraxis systematisch für die Europäischen Rechtsordnung eigene 
Grundrechte rechtsschöpferisch aus den gemeinsamen Grundprinzipien der 
Verfassungsrechtsordnungen der Mitgliedstaaten herzuleiten. In einem zweiten ebenso 
bedeutsamen Beschluss aus dem Jahr 1986, der als sog. „Solange“ II-Entscheidung in die 
Geschichte eingegangen ist, hat dann das Bundesverfassungsgericht klargestellt, dass es, 
solange die Europäische Gemeinschaft nunmehr  ihrerseits Grundrechte gleicher Art wie die 
nationalen Grundrechte anerkenne, von seiner Prüf- und Verwerfungskompetenz keinen 
Gebrauch machen werde.5  
 
 
 Abwehr kompetenzüberschreitenden  Handelns der Europäischen Union 
 
Seit einem Urteil aus dem Jahr 1993 nimmt das Bundesverfassungsgericht inzwischen die 
Befugnis für sich in Anspruch, Rechtsakte der Europäischen Union (Verordnungen. 
Richtlinien sowie Entscheidungen) und auch die Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs darauf hin zu überprüfen, ob sie sich im Rahmen der Regelungs- und 
Entscheidungskompetenzen halten, die der Europäischen Union übertragen worden sind. Für 
den Fall, dass die Kompetenzen überschritten werden, es sich um sog. „utlra vires“ ergangene 
                                                 
4 Beschluss vom 29, 4. 1974 - BVerfGE 37 S. 271 ff -  Solange I 
5 Beschluss vom 22. Oktober 1986 – BVerfGE 73 S, 339 ff - Solange II  
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oder „ausbrechende Rechtsakte“ handele, betrachtet sich das Bundesverfassungsgericht für 
befugt, die Rechtsakte in Deutschland für unwirksam zu erklären.6  
 
Die Europäische Union ist kein Staat, auch kein Bundesstaat, dem zum einen eine umfassende 
Regelungskompetenz und außerdem die Kompetenz zusteht, aus eigener Kraft weitere 
Kompetenzen für sich zu begründen (sog. Kompetenz-Kompetenz des Staates). Der 
Europäischen Union sind  anders als einem Staat Handlungskompetenzen  und 
Regelungsbefugnisse von den Mitgliedstaaten nach dem sog. Prinzip der begrenzten 
Einzelermächtigung übertragen, die weder zusammen noch jede für sich eine  „Kompetenz-
Kompetenz“ begründen. Alle Organe der Europäischen Union sind vertragsrechtlich gehalten, 
ihre Kompetenzen nicht zu überscheiten, vielmehr strikt im Rahmen ihrer  
Einzelermächtigungen zu handeln. Aus der Sicht der Mitgliedstaaten, namentlich 
Deutschlands, neigt indes die Europäische Union, namentlich das Europäische Parlament und 
der Rat als ihr Gesetzgeber, dazu, vielfach „im Eifer des Gefechts“ und guten Glaubens  „ultra 
vires“ zu handeln und die Grenzen ihrer Kompetenzen zu überschreiten. Zur Rechtfertigung 
wird dabei auf die sog. Dynamik des Integrationsprozesses verwiesen, die, soweit die 
europäische Zielsetzung gewahrt sei, auch ein gelegentliches kompetenzüberschreitendes 
Handeln legitimiere. Das Bundesverfassungsgericht vertritt gegenüber dieser Praxis und deren 
Rechtfertigung die grundsätzliche Auffassung, dass die Grenzen der Kompetenzen der 
Europäischen Union nicht durch Ziele des Integrationsprozesses und der Verträge, sondern 
durch ihre gegenständliche Umschreibung abgesteckt seien, d.h  ein Schluss von den Zielen 
auf die Kompetenzen unzulässig sei. Vor allem müsse jegliche Ausübung der der 
Europäischen Union übertragenen Regelungskompetenzen und Hoheitsbefugnisse 
demokratisch legitimiert sein, was bei einer Überschreitung der Kompetenzen, die sich aus 
der viel beschworenen Dynamik des Integrationsprozesses ergebe, nicht notwendig der Fall 
sei. Die demokratische Legitimierung für ihr Handeln erhielten die Organe der Europäischen 
Union durch die nationalen Parlamente, die den vorausgegangenen Befugnisübertragungen 
zuzustimmen hatten.  Deren Zustimmung umfasse die übertragenen Hoheitsrechte indes nur 
in den Grenzen, in denen sie sich im Zeitpunkt der Übertragung darstellten. Überdehnungen 
oder Überschreitungen ihrer Kompetenzen durch die Organe der Europäischen Union können 
zumindest dann nicht von der Zustimmung der Parlamente als mit umfasst und damit 
demokratisch legitimiert angesehen werden, wenn sie bei der Einräumung der Kompetenzen 
für die Parlamente nicht sichtbar waren und nicht in Kauf genommen werden konnten. Das 
Europäische Parlament verschaffe dem europäischen Gesetzgeber bei der – möglicherweise 
grenzüberschreitenden - Ausübung seiner Kompetenzen zwar bedeutsame zentrale 
Legitimation, nicht aber bei fehlender lateraler Legitimation durch die nationalen Parlamente 
in ausreichender Weise Ersatzlegitimation. Das Europäische Parlament sei als ein 
Vielvölkerparlament mit einem echten Bundesparlament nicht vergleichbar. Seine 
Abgeordneten seien nicht Vertreter einer „civitas europaea“, d.h. einem als Willens- und 
Schicksalsgemeinschaft zu begreifenden Verbund aller Unionsbürger, sondern jeweils 
Vertreter des Volkes  des einzelnen Mitgliedstaates.  Sie werden außerdem nicht nach dem 
demokratischen Grundsatz der Gleichheit des Wahlrechts gewählt, so dass die Stimmen der 
Unionsbürger bei Entscheidungen des Europäischen Parlaments beträchtlich unterschiedliches 
Gewicht hätten.   
 
Die „Ultra vires“-Kontrolle des Bundesverfassungsgerichts gilt erster Linie Kompetenzen, die 
nicht auseichend gegenständlich umschrieben oder zu umschreiben sind und daher im Zuge 
der Dynamik, der dem Integrationsprozess eigen ist, leichter einer grenzüberschreitenden  
Inanspruchnahme zugänglich sind. Indes brauchte das Bundesverfassungsgericht bislang noch 

                                                 
6 Urteil vom 12. Oktober 1993 – BVerfGE 89 S. 155 ff - Maastricht 



 6 

keinem Rechtsakt der Europäischen Union, insbesondere auch noch keinem Urteil des 
Europäischen Gerichtshofs in Deutschland mangels nicht ausreichender demokratischer 
Legitimation die Wirkung zu versagen.  
 
Regelung der „Integrationsverantwortung“ der deutschen Verfassungsorgane 
 
Das Bundesverfassungsgericht ist darum bemüht, es zu einer Kontrolle und zu einer etwaigen 
Verwerfung „ausbrechender Rechtsakte“ nicht erst kommen zu lassen. Mit einem Urteil aus 
dem Jahr 2009 7 hat es  für sog. „offene Regelungskompetenzen“, auf deren Übertragung 
durch die Mitgliedstaaten die Europäischen Union nicht glaubt verzichten zu können, für die 
in Deutschland bei der Ausübung dieser Kompetenzen beteiligten Organe eine besondere 
Regelung getroffen, durch die das Defizit und die Lücke an Demokratie bei ihrer 
Inanspruchnahme behoben werden.  Die deutsche Regierung ist als Mitglied des Rates nach 
der Neuregelung der „Integrationsverantwortung“ vor ihrer Beteiligung, insbesondere vor 
ihrer Zustimmung im Rat der Europäischen Union verpflichtet, eine Ermächtigung des 
Bundestages sowie erforderlichenfalls zusätzlich des Bundesrates im Form eines 
Bundesgesetzes, in weniger gravierenden Fällen eines vereinfachten Beschlusses einzuholen 
und ist damit von Verfassungswegen bei der Ausübung ihres Stimmrechts im Rat an 
Weisungen des Gesetzgebers gebunden. Mit der Einbindung des Bundestages und des 
Bundesrates in die Ausübung offener Kompetenzen oder von Kompetenzen, die als Folge der 
Dynamik des Integrationsprozesses unvorhersehbarer Weise  anders als bei der Übertragung 
angenommen ausgeübt werden, ist dadurch die demokratische Legitimierung gewahrt.     
 
Die lediglich innerstaatlich zur Wirkung gelangende  Regelung  der 
„Integrationsverantwortung“ schützt nicht gegen jegliches Handeln der Organe der 
Europäischen Union, das die ihr gesetzten Grenzen überschreitet. So ist der Europäischen 
Zentralbank durch das Verbot der Finanzierung mitgliedstaatlicher Haushalte durch 
Zentralbankkredite – sog. monetäre Finanzierung -  sowie durch das auch für sie geltende 
Verbot eines finanziellen  Beistands zugunsten von in Haushaltsnot geratener Mitgliedstaaten 
der Währungszone, der Erwerb staatlicher Anleihen dieser Mitgliedstaaten, sofern dieser nicht 
aus geldpolitischen Gründen erforderlich ist, europarechtlich verboten. Die Aufkäufe der 
Anleihen können längerfristig über eine mit ihnen verbundene Geldentwertung 
Einkommensverschiebungen zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten und außerdem auch 
innerhalb der einzelnen Mitgliedstaaten zwischen Bevölkerungsgruppen nicht kontrollierbare 
und sozialpolitisch nicht vertretbare Folgen haben. Ob die Ankäufe der Europäischen 
Zentralbank und der Erwerb solcher Anleihen durch die in die Ankaufsaktion einbezogenen 
nationalen Zentralbanken als „ausbrechende Rechtsakte“ im Sinne der Rechtsprechung des 
Bundsverfassungsgerichts einzustufen sind und in welcher Form ihnen in Deutschland 
gegebenenfalls die Wirkung versagt werden kann, sind offene Fragen. 
 
Grenzziehungen des Grundgesetzes für die Übertragung von Befugnissen  
 
Anders ausgerichtet als die Kompetenzkontrolle ist die vom Bundesverfassungsgericht für 
sich in Anspruch genommene und in jüngster Zeit verstärkt ins Rampenlicht geratene 
Befugnis, für die Übertragung von Hoheitsrechten auf die Europäische Union absolute 
Grenzen zu setzen. Das Bundesverfassungsgericht hat klargestellt, dass die Ermächtigungen 
des Grundgesetzes für eine Beteiligung Deutschlands an einer etwaigen Umwandlung der 
Europäischen Union von einem Staatenbund in einen Bundesstaat nicht ausreichen. Die 
Äußerung des Bundesverfassungsgericht ist insofern nicht verständlich, als die Erfahrungen 

                                                 
7 Urteil vom 30. Juni 2009 BVerfGE 123 S.267, 329 ff. - Lissabon   
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der Vergangenheit mit bloßen Anläufen zu einer Umwandlung der Europäischen Union in 
einen Bundesstaat keinen Anlass zu der Befürchtung geben, dass in absehbarer Zeit mit einer 
Umstrukturierung der derzeitigen „United Nations of Europe“ zu einem bundesstaatlichen 
„United Europe“ zu rechnen ist.8  
 
Das Bundesverfassungsgericht zieht des Weiteren „zur Erhaltung des sog Identitätskerns der 
Verfassung“ einer Übertragung von Hoheitsrechten auf die staatenbündische Europäische 
Union eine Grenze insofern, als seiner Auffassung nach Kernfunktionen der deutschen 
Staatlichkeit nicht auf die Europäische Union verlagert werden dürfen9. Die europäische 
Einigung auf der Grundlage einer Vertragsunion souveräner Staaten (dürfe) nicht so 
verwirklicht werden, dass in den Mitgliedstaaten kein ausreichender Raum zur politischen 
Gestaltung der wirtschaftlichen, kulturellen und sozialen Lebensverhältnisse mehr bleibe. 
Dies gilt nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts „insbesondere für Sachbereiche, die 
die Lebensumstände der Bürger, vor allem ihren von den Grundrechten geschützten privaten 
Raum der Eigenverantwortung und der persönlichen und sozialen Sicherheit prägten, sowie 
für solche politischen Entscheidungen, die in besonderer Weise auf kulturelle, historische und 
sprachliche Vorverständnisse angewiesen (seien), und die sich im parteipolitisch und 
parlamentarisch organisierten Raum einer politischen Öffentlichkeit diskursiv entfalteten“.10 
Zu den nach Auffassung des Bundesverfassungsgericht den Mitgliedstaaten vorbehaltenen 
„intgrationsfesten“  staatlichen Handlungsbereichen zählt nicht das Geld- und 
Währungswesen, das beispielsweise nach britischem Verfassungsverständnis als staatliche 
„core function“ der Europäischen Union nicht übertragen werden dürfte. Dagegen hat das 
Bundesverfassungsgericht in seiner jüngsten Äußerung zu diesem Fragenbereich  die sog. 
Finanz- und Budgethoheit des Staates, d.h. die Befugnis zur Erhebung von Einnahmen und 
die Befugnis zur Gewährung staatlicher Leistungen dem unveräußerlichen Kern der 
staatlichen Gestaltungshoheit zugerechnet. Im Hinblick auf die aktuellen Bemühungen der 
Europäischen Union, einigen Ländern der Währungszone zwecks Erhaltung der 
Währungsunion unter die Arme zu greifen, führt das Bundesverfassungsgericht erläuternd 
aus, dass die „Entscheidung über Einnahmen und Ausgaben der öffentlichen Hand ein  
grundlegender Teil der demokratischen Selbstgestaltungsfähigkeit im Verfassungsstaat sei“ 
und dass „als Repräsentanten des Volkes die gewählten Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages auch in einem System des intergouvernementalen Regierens die Kontrolle über 
grundlegende Entscheidungen behalten müssten“.11  
 

                                                 
8 Im Zuge der bundesstaatlichen Verfestigung der Europäischen Union müsste als erstes das Europäische 
Parlament, das ein Vielvölkerparlament ist, in ein echtes Bundesparlament umgewandelt werden, in dem Sinne, 
dass seine Abgeordneten ungeachtet der Belange kleiner und kleinerer Mitgliedstaaten nach dem Grundsatz des  
gleichen Wahlrechts der Unionsbürger gewählt werden. Eine weitere, ebenfalls unerlässliche Voraussetzung 
wäre die Umwandlung des Rates als dann zweites Gesetzgebungsorgan in eine Staatenkammer. Die 
Staatenkammer wäre dem Parlament zumindest gleich-, wenn nicht sogar übergeordnet und hätte einen 
Ausgleich zugunsten der kleineren und keinen Mitgliedstaaten durch eine neue Stimmgewichtung dafür zu 
schaffen, dass im Parlament  nunmehr geltende Gleichheit des Wahlrechts für die kleineren und kleinen 
Mitgliedstaaten mit einem Verlust an Einfluss verbunden wäre. Luxemburg und Malta würden andernfalls von 
der Landkarte verschwinden. Weitere unerlässliche Maßnahmen, wie einschlägige Studien belegen, lassen es 
gleichermaßen als unwahrscheinlich erscheinen, dass die Mitliedstaaten zu einer Umwandlung der Europäischen 
Union bereit sind.    
 
9 Bereits in seinem Urteil zum Vertrag von Lissabon, Fn. 7, erneut Urteil vom 7. September 2011 -  noch nicht in 
der amtlichen Sammlung,  Europarecht, Heft 5/2011 S. 828 ff, - Griechenlandhilfe und Euro-Rettungsschirm  
 
10 Leitsatz 3 zum Urteil vom 30. Juni 2009 Lissabon, Fn. 7, auch Randziffer 249 
 
11 Leitsatz 2 zum Urteil vom 7. September 2011  - Griechenlandhilfe und Euro-Rettungsschirm -, oben Fn.9 
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Das Bundesverfassungsgericht wird in Bälde nach der anstehenden und zu erwartenden 
Ratifizierung des Vertrages über die Einrichtung eines dauerhaften Europäischen 
Stabilitätsmechanismus (ESM) durch den  Bundestag und den Bundesrat erneut Gelegenheit 
haben, den „ harten Kern“ staatlicher Gestaltungsmacht erneut abzustecken, der durch 
Übertragung von Befugnissen auf die Europäische Union nicht ausgehöhlt oder geschmälert 
werden dürfe. 
 
Die einschlägige Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts als „cantus firmus“ für 
die anderen nationalen Verfassungsgerichtshöfe und obersten Gerichte 
 
In den anderen Mitgliedstaaten ist – von Ansätzen abgesehen - eine vergleichbare 
Einschaltung der Verfassungsgerichtshöfe oder der obersten  Gerichte nicht zu vermerken. 
Das Bundesverfassungsgericht könnte aber in dieser Hinsicht Vorreiter sein. Denn die erklärte 
und erkennbare Zielsetzung des Bundesverfassungsgerichts ist, die Grundsätze von 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit in der Europäischen Union  - zusammen und in 
Kooperation mit den Organen der Europäischen Union -  zu stärken. Diese Zielsetzung dürfte 
bei den Verfassungsgerichtshöfen der anderen Mitgliedstaaten Sympathie und Anerkennung 
finden, so dass sich die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts auf längere Sicht als 
Motor erweisen könnte. Wenn die Organe der Europäischen Union -  wie bei der 
Griechenlandhilfe und dem Euro-Rettungsschirm - der Rat, die Kommission und die 
Europäische Zentralbank unter Duldung des Europäischen Parlaments Maßnahmen 
beschließen, die sich mit Regelungen der Europäischen Unionsrechts nur schwer vereinbaren 
lassen oder sogar gegen diese verstoßen, kommt es nicht zur Anrufung des Europäischen 
Gerichtshofes. Private haben keine Klagebefugnis und die Einräumung einer individuellen 
Verfassungsbeschwerde nach dem Vorbild der Straßburger Konvention für Menschenrechte 
und Grundfreiheiten sowie nach dem deutschen Grundgesetz hat ihnen der „Konvent für 
Europa“ bei der Erarbeitung des – später gescheiterten -  Vertrages „über eine Verfassung für 
Europa“ und diesem folgend der Vertrag von Lissabon bewusst versagt. Die dadurch faktisch 
entstandene Lücke im gerichtlichen Rechtsschutz der Europäischen Union hebt keineswegs 
begangene Rechtsverstöße nach einem irrigen Rechtsgrundsatz „nullum ius sine actore“ 
(ohne Klagebefugnisse kein Recht) objektiv auf. Die durch das Zusammenwirken der Organe 
der Europäischen Union faktisch ausgehebelte Funktion des Europäischen Gerichtshofs als 
geborener  „Gralshüter des Europäischen Unionsrechts“ könnte aber, falls sich solche 
Aushebelungen der europäischen Gerichtsbarkeit wiederholten, ins Wanken geraten. Die 
Einschaltung der nationalen Gerichte nach dem Vorbild des Bundesverfassungsgerichts, 
durch die die Rechtsverstöße der europäischen Ebene zwar nicht gebrandmarkt werden 
könnten, jedoch in die Öffentlichkeit getragen würden,  trüge zur Wahrung der 
Rechtsstaatlichkeit in der Europäischen Union bei. 
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